
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten René Springer, Jörg Schneider und der 
Fraktion der AfD
– Drucksache 19/17423 –

Steigende Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit trotz sinkender
Arbeitslosenzahlen

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Haushaltsmittel des Bundes für Eingliederungs- und Verwaltungsaufgaben 
der Bundesagentur für Arbeit steigen – trotz gesunkener Arbeitslosenzahlen – 
seit Jahren kontinuierlich an. Wurden im Jahr 2012 rund 8,5 Mrd. Euro für 
Eingliederungs- und Verwaltungsaufgaben eingeplant, waren es im Jahr 2019 
bereits 10 Mrd. Euro. Dies entspricht einem Anstieg von rund 16 Prozent (vgl. 
Bundestagsdrucksache 19/16574, S. 51). Im gleichen Zeitraum reduzierte sich 
die Zahl der Arbeitslosen jedoch von rund 2,9 Millionen im Jahr 2012 auf 
rund 2,3 Millionen im Jahr 2019. Dies entspricht einem Rückgang von rund 
22 Prozent (vgl. https://bit.ly/3aYZfBc, Tabelle 2.1.1).

Kritisch zu hinterfragen sind nach Ansicht der Fragesteller insbesondere die 
jährlichen Umschichtungen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel vom 
Eingliederungs- in das Verwaltungskostenbudget. Wurden im Jahr 2010 gera-
de einmal Umschichtungen von 0,2 Prozent bzw. 13 Mio. Euro vorgenommen, 
erhöhten sich die Umschichtungen bis zum Jahr 2018 auf insgesamt 23 Pro-
zent bzw. 1,03 Mrd. Euro. Obwohl das Verwaltungskostenbudget im darauf-
folgenden Jahr 2019 um insgesamt 545 Mio. Euro erhöht wurde, waren erneut 
Umschichtungen von 668 Mio. Euro zur Deckung der Verwaltungskosten er-
forderlich (vgl. Bundestagsdrucksache 19/16574, S. 51).

Nach Aussage der Bundesregierung werden die benötigten Haushaltsmittel für 
die einzelnen Regionaldirektionen durch eine „vorgelagerte Bedarfsermitt-
lung“ bestimmt. Dennoch wurden im Jahr 2019 nach vorläufigem Jahreser-
gebnis rund 16 Prozent bzw. rund 568 Mio. Euro der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel zur Eingliederung in Arbeit nicht benötigt. Einige Regionaldi-
rektionen weisen zum Teil sogar deutlich höhere verbleibende Ausgabenmittel 
auf. So betragen die nicht verausgabten Haushaltsmittel beispielsweise in der 
Regionaldirektion Nord rund 30 Prozent, in der Regionaldirektion Sachsen-
Anhalt-Thüringen rund 27 Prozent und in der Regionaldirektion Nordrhein-
Westfalen rund 21 Prozent (vgl. Bundestagsdrucksache 19/16574, S. 49 f.).

Trotz der „vorgelagerten Bedarfsermittlung“ und der Erfahrungen der voran-
gegangenen Jahre, werden regelmäßig Haushaltsmittel in Milliardenhöhe ein-
geplant, jedoch nicht verausgabt. So zeigt ein Blick auf die Inanspruchnahme 
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der Haushaltsansätze, dass im Jahr 2017 rund 27 Prozent bzw. 1,07 Mrd. Euro, 
im Jahr 2018 sogar 28 Prozent bzw. 1,09 Mrd. Euro der verfügbaren Haus-
haltsmittel nicht verwendet wurden (vgl. Bundestagsdrucksache 19/7138, 
S. 35).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesregierung weist darauf hin, dass in der Vorbemerkung der Fragestel-
ler sowie in den einzelnen Fragen Sachverhalte des Rechtskreises des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) – Grundsicherung für Arbeitsuchende, steu-
erfinanziert aus dem Bundeshaushalt) und des Rechtskreises des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB III) – Arbeitsförderung, beitragsfinanziert aus 
dem Haushalt der Bundesagentur für Arbeit) vermengt werden. So beziehen 
sich die in den ersten beiden Absätzen der Vorbemerkung der Fragesteller dar-
gestellten Sachverhalte auf den Rechtskreis SGB II, die in den beiden folgen-
den Absätzen dargestellten Sachverhalte auf den Rechtskreis SGB III. Die 
Sachverhalte stehen in keinem Zusammenhang zueinander.
Die nachfolgenden Antworten beziehen sich insbesondere auf den Rechtskreis 
SGB II. Sofern eine Beantwortung für beide Rechtskreise möglich ist, wird hie-
rauf gesondert eingegangen.

1. In welcher Höhe wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jah-
ren 2009 bis 2020 jeweils Haushaltsmittel für das Verwaltungskostenbud-
get (Titel 636 13) eingeplant (bitte nach Bund, Regionaldirektionen sowie 
Bundesländern getrennt ausweisen)?

Die Soll-Ansätze der Jahre 2009 bis 2020 bei Kapitel 1112 Titel 636 13 (bis 
einschließlich 2013) bzw. Kapitel 1101 Titel 636 13 (ab 2014) – Verwaltungs-
kosten für die Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende – im Ein-
zelplan 11 des Bundeshaushalts sind in nachstehender Tabelle dargestellt.

Jahr Soll-Ansätze bei Kapitel 1112/1101 Titel 636 13 des Bundes-
haushalts „Verwaltungskosten für die Durchführung der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende“ in Mio. Euro

2009 4.000
2010 4.400
2011 4.290
2012 4.050
2013 4.050
2014 4.046
2015 4.042
2016 4.366
2017 4.436
2018 4.555
2019 5.100
2020 5.125

Eine Differenzierung nach Regionaldirektionen wird nicht ausgewiesen, da die 
Mittel aus Kapitel 1112/1101 Titel 636 13 des Bundeshaushalts nicht von den 
Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit, sondern in dezentraler Ver-
antwortung durch die einzelnen Jobcenter bewirtschaftet werden. Zudem kön-
nen Jobcenter in zugelassener kommunaler Trägerschaft nicht sachgerecht den 
Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit zugeordnet werden.
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Im Übrigen wird zu den erfragten Differenzierungen auf die Anlagen zu den 
Fragen 1 bis 6* verwiesen. Die differenzierten Angaben basieren auf den den 
Jobcentern zugewiesenen Beträgen.

2. In welcher Höhe wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jah-
ren 2009 bis 2020 jeweils Haushaltsmittel für das Eingliederungsbudget 
(Titel 685 11) eingeplant (bitte nach Bund, Regionaldirektionen sowie 
Bundesländern getrennt ausweisen)?

Die Soll-Ansätze der Jahre 2009 bis 2020 bei Kapitel 1112 Titel 685 11 (bis 
einschließlich 2013) bzw. Kapitel 1101 Titel 685 11 (ab 2014) – Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit – im Einzelplan 11 des Bundeshaushalts sind in nachst-
ehender Tabelle dargestellt.

Jahr Soll-Ansätze bei Kapitel 1112/1101 Titel 685 11 des Bundes-
haushalts „Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach 
dem SGB II“ (in den Jahren 2011 bis 2013 einschließlich 
Titel 1112 681 13) in Mio. Euro

2009 6.600
2010 6.600
2011 5.303
2012 4.403
2013 3.903
2014 3.903
2015 3.903
2016 4.146
2017 4.443
2018 4.485
2019 4.904
2020 5.009

Eine Differenzierung nach Regionaldirektionen wird nicht ausgewiesen, da die 
Mittel aus Kapitel 1112/1101 Titel 685 11 des Bundeshaushalts nicht von den 
Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit, sondern in dezentraler Ver-
antwortung durch die einzelnen Jobcenter bewirtschaftet werden. Zudem kön-
nen Jobcenter in zugelassener kommunaler Trägerschaft nicht sachgerecht den 
Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit zugeordnet werden. Im Üb-
rigen wird zu den erfragten Differenzierungen auf die Anlagen zu den Fragen 1 
bis 6* verwiesen. Die differenzierten Angaben basieren auf den den Jobcentern 
zugewiesenen Beträgen für Leistungen zur Eingliederung nach dem SGB II.
Die Soll-Ansätze der Jahre 2009 bis 2020 bei Titel 2/685 11 – Eingliederungsti-
tel gemäß § 71b SGB IV – des Haushalts der Bundesagentur für Arbeit sind in 
nachstehender Tabelle dargestellt.

Jahr Soll-Ansätze bei Titel 2/685 11 des Haushalts der Bundes-
agentur für Arbeit für das SGB III „Eingliederungstitel
gemäß § 71b SGB IV“ in Mio. Euro

2009 4.479
2010 4.258
2011 3.400
2012 3.786
2013 3.577

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/18200 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Jahr Soll-Ansätze bei Titel 2/685 11 des Haushalts der Bundes-
agentur für Arbeit für das SGB III „Eingliederungstitel
gemäß § 71b SGB IV“ in Mio. Euro

2014 3.310
2015 3.306
2016 3.688
2017 4.000
2018 3.930
2019 4.200
2020 3.694

Zu den erfragten Differenzierungen wird auf die Anlagen zu den Fragen 2 und 
4* verwiesen. Die differenzierten Angaben basieren auf den jeweils verfügba-
ren Soll-Beträgen. Regionalisierte Soll-Werte liegen erst ab dem Jahr 2011 vor.

3. In welcher Höhe und in welchem prozentualen Anteil wurden nach Kennt-
nis der Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 2019 Haushaltsmittel des 
Verwaltungskostenbudgets nicht verausgabt – verbleibende Ausgabemit-
tel – (bitte nach Bund, Regionaldirektionen sowie Bundesländern getrennt 
ausweisen)?

Die Ist-Ausgaben bei Kapitel 1112/1101 Titel 636 13 des Bundeshaushalts wa-
ren in den Jahren 2009 bis 2019 durchgehend höher als die Soll-Ansätze, weil 
der Titel unter Anwendung des Haushaltsvermerks Nummer 3 bei diesem Titel 
aus Kapitel 1112/1101 Titel 685 11 verstärkt wurde. Insofern liegt in diesen 
Jahren keine Unterausschöpfung des Verwaltungskostenbudgets vor. Dies 
schließt nicht aus, dass einzelne Jobcenter in einzelnen Jahren ihre dezentralen 
Verwaltungskostenbudgets nicht ausgeschöpft haben. Eine Differenzierung 
nach Regionaldirektionen wird nicht ausgewiesen, da die Mittel aus Kapitel 
1112/1101 Titel 636 13 des Bundeshaushalts nicht von den Regionaldirektionen 
der Bundesagentur für Arbeit, sondern in dezentraler Verantwortung durch die 
einzelnen Jobcenter bewirtschaftet werden. Zudem können Jobcenter in zuge-
lassener kommunaler Trägerschaft nicht sachgerecht den Regionaldirektionen 
der Bundesagentur für Arbeit zugeordnet werden. Im Übrigen wird zu den er-
fragten Differenzierungen auf die Anlagen zu den Fragen 1 bis 6* verwiesen. 
Die differenzierten Angaben basieren auf den, den Jobcentern zugewiesenen, 
Beträgen.

4. In welcher Höhe und in welchem prozentualen Anteil wurden nach Kennt-
nis der Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 2019 Haushaltsmittel des 
Eingliederungsbudgets nicht verausgabt (bitte nach Bund, Regionaldirekti-
onen sowie Bundesländern getrennt ausweisen)?

Die Ist-Ausgaben bei Kapitel 1112/1101 Titel 685 11 des Bundeshaushalts wa-
ren in den Jahren 2009 bis 2019 durchgehend geringer als die Soll-Ansätze, 
insbesondere, weil aus dem Titel unter Anwendung des Haushaltsvermerks 
Nummer 3 bei diesem Titel der Kapitel 1112/1101 Titel 636 13 verstärkt wurde. 
Die Soll-Ist-Differenz gibt insofern bei diesem Titel systematisch nicht die Un-
terausschöpfung wieder. Vielmehr muss von der Soll-Ist-Differenz grundsätz-
lich noch der Betrag abgezogen werden, der herangezogen wurde, um Kapitel 
1112/1101 Titel 636 13 zu verstärken. Die nach dieser Logik ermittelten Werte 
sind für die Jahre 2009 bis 2019 in nachstehender Tabelle absolut und als An-
teil am jeweiligen Soll-Ansatz ausgewiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/18200 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.

Drucksache 19/18200 – 4 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Jahr Soll-Ist-Differenz bei Kapitel 
1112/1101 Titel 685 11 des Bun-
deshaushalts „Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit nach 
dem SGB II“ abzüglich Ver-
stärkungsbedarf bei Kapitel 
1112/1101 Titel 636 13 in Mio. 
Euro*

Soll-Ist-Differenz bei Kapitel 
1112/1101 Titel 685 11 des Bun-
deshaushalts „Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit nach 
dem SGB II“ abzüglich Verstär-
kungsbedarf bei Kapitel 
1112/1101 Titel 636 13 in Prozent 
des Soll-Ansatzes*

2009 488 7,4
2010 570 8,6
2011 806 15,2
2012 490 11,1
2013 -79 -2,0
2014 -167 -4,3
2015 -99 -2,5
2016 13 0,3
2017 -127 -2,9
2018 75 1,7
2019 340 6,9

* Negative Werte sind möglich, wenn Ausgabereste zur Verstärkung des Ansatzes in Anspruch ge-
nommen wurden.

Eine Differenzierung nach Regionaldirektionen wird nicht ausgewiesen, da die 
Mittel aus Kapitel 1112/1101 Titel 685 11 des Bundeshaushalts nicht von den 
Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit, sondern in dezentraler Ver-
antwortung durch die einzelnen Jobcenter bewirtschaftet werden. Zudem kön-
nen Jobcenter in zugelassener kommunaler Trägerschaft nicht sachgerecht den 
Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit zugeordnet werden. Im Üb-
rigen wird zu den erfragten Differenzierungen auf die Anlagen zu den Fragen 1 
bis 6* verwiesen. Die differenzierten Angaben basieren auf den, den Jobcentern 
zugewiesenen, Beträgen für Leistungen zur Eingliederung nach dem SGB II.
Die Bundesregierung weist darauf hin, dass getrennte Betrachtungen der Unter-
ausschöpfungen, insbesondere beim Eingliederungsbudget, ebenso aber auch 
beim Verwaltungskostenbudget, nur sehr eingeschränkt aussagekräftig sind. 
Maßgebend ist das Gesamtbudget aus Eingliederungs- und Verwaltungskosten-
budget zusammen. Erfolgreiche Eingliederungsarbeit ist nicht nur durch Ein-
gliederungsmaßnahmen bedingt, sondern insbesondere auch durch die aktive 
Unterstützung und Vermittlung der Leistungsberechtigten bei der Integration in 
den Arbeitsmarkt durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Jobcentern 
vor Ort. Deren Arbeit bildet einen integralen Bestandteil für die durch die Job-
center erzielten Integrationserfolge. Dies spiegelt sich in der Entwicklung der 
Verwaltungskosten wider. Eine ausschließliche Fokussierung auf die Eingliede-
rungsmittel greift daher zu kurz. Vor diesem Hintergrund ist zur Bewertung der 
Mittelausschöpfung lediglich die Betrachtung des Gesamtbudgets aussagekräf-
tig.
Die Soll-Ist-Differenz der Jahre 2009 bis 2020 bei Titel 2/685 11 des Haushalts 
der Bundesagentur für Arbeit sind in nachstehender Tabelle absolut und als An-
teil am jeweiligen Soll-Ansatz ausgewiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/18200 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Jahr Soll-Ist-Differenz bei Titel 
2/685 11 des Haushalts der 
Bundesagentur für Arbeit 
für das SGB III „Eingliede-
rungstitel gemäß § 71b SGB 
IV“ in Mio. Euro

Soll-Ist-Differenz bei Titel 2/685 
11 des Haushalts der Bundes-
agentur für Arbeit für das SGB 
III „Eingliederungstitel gemäß 
§ 71b SGB IV“ in Prozent des 
Soll-Ansatzes

2009 848 18,9
2010 1.371 32,2
2011 1.143 33,6
2012 1.073 28,3
2013 1.461 40,8
2014 1.021 30,8
2015 969 29,3
2016 693 18,8
2017 1.073 26,8
2018 1.087 27,6
2019 1.181 28,1

Zu den erfragten Differenzierungen wird auf die Anlagen zu den Fragen 2 und 
4 im Anhang verwiesen. Die differenzierten Angaben basieren auf den jeweils 
verfügbaren Soll-Beträgen. Regionalisierte Soll-Werte und damit auch die er-
fragten Abweichungen liegen erst ab dem Jahr 2011 vor.

5. In welcher Höhe und in welchem prozentualen Anteil wurden nach Kennt-
nis der Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 2019 Haushaltsmittel des 
Eingliederungsbudgets in das Verwaltungskostenbudget übertragen (bitte 
nach Bund, Regionaldirektionen sowie Bundesländern getrennt auswei-
sen)?

6. In welcher Höhe und in welchem prozentualen Anteil wurden nach Kennt-
nis der Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 2019 Haushaltsmittel des 
Verwaltungskostenbudgets in das Eingliederungsbudget übertragen (bitte 
nach Bund, Regionaldirektionen sowie Bundesländern getrennt auswei-
sen)?

Die Fragen 5 und 6 werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesgesetzgeber hat die gegenseitige Deckungsfähigkeit zwischen den 
Titeln für Verwaltungskosten und für Eingliederungsleistungen bewusst ge-
schaffen. Sie ermöglicht den Jobcentern, Einfluss auf die konkrete Mittelver-
wendung zu nehmen und vor dem Hintergrund der spezifischen Gegebenheiten 
in dezentraler Verantwortung vor Ort selbst zu entscheiden, ob eher eine maß-
nahmenorientierte Eingliederungsstrategie – die zulasten des Eingliederungsti-
tels geht – oder eher eine intensive Betreuung durch die Beschäftigten des Job-
centers – die die Verwaltungskosten belastet – zielführender erscheint.
In den Jahren 2009 bis 2019 wurde stets Kapitel 1112/1101 Titel 636 13 des 
Bundeshaushalts durch Mittel aus Kapitel 1112/1101 Titel 685 11 Bundeshaus-
halts verstärkt. Dies schließt jedoch nicht aus, dass einzelne Jobcenter in einzel-
nen Jahren ihre Budgets gegenläufig verstärkt haben. Der Verstärkungsbedarf 
bei Kapitel 1112/1101 Titel 636 13 ist für die Jahre 2009 bis 2019 in nachsteh-
ender Tabelle absolut und als Anteil am jeweiligen Soll-Ansatz des Kapitels 
1112/1101 Titel 685 11 ausgewiesen.
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Jahr Verstärkungsbedarf bei Kapi-
tel 1112/1101 Titel 636 13 „Ver-
waltungskosten für die Durch-
führung der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende“ (SGB II) 
in Mio. Euro

Verstärkungsbedarf bei Kapitel 
1112/1101 Titel 636 13 „Verwal-
tungskosten für die Durchfüh-
rung der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende“ (SGB II) in 
Prozent des Soll-Ansatzes bei Ti-
tel 1112/1101 685 11

2009 210 3,2
2010 13 0,2
2011 49 0,9
2012 159 3,6
2013 445 11,4
2014 650 16,7
2015 767 19,7
2016 764 18,4
2017 911 20,5
2018 1.030 23,0
2019 668 13,6

Für die Jahre ab 2019 hat sich die Bundesregierung entschlossen, die Jobcenter 
finanziell erheblich zu stärken. Mit dem Bundeshaushalt 2019 wurde der finan-
zielle Rahmen des Gesamtbudgets SGB II deutlich erweitert. Dieser Pfad wur-
de mit dem Bundeshaushalt 2020 fortgeführt. In der Folge fiel der Verstär-
kungsbedarf beim Verwaltungskostentitel im Jahr 2019 so gering aus wie zu-
letzt im Jahr 2014.
Eine Differenzierung nach Regionaldirektionen wird nicht ausgewiesen, da die 
Mittel des Bundeshaushalts nicht von den Regionaldirektionen der Bundes-
agentur für Arbeit, sondern in dezentraler Verantwortung durch die einzelnen 
Jobcenter bewirtschaftet werden. Zudem können Jobcenter in zugelassener 
kommunaler Trägerschaft nicht sachgerecht den Regionaldirektionen der Bun-
desagentur für Arbeit zugeordnet werden. Im Übrigen wird zu den erfragten 
Differenzierungen auf die Anlagen zu den Fragen 1 bis 6* verwiesen. Die diffe-
renzierten Angaben basieren auf den, den Jobcentern zugewiesenen, Beträgen.

7. In welchem Umfang dürfen nach Kenntnis der Bundesregierung Mehraus-
gaben des Titels 636 13 (Verwaltungskostenbudget) bei Titel 684 03 
(Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen) geleistet werden?

Die Bundesregierung geht davon aus, dass sich die Fragestellung auf die einsei-
tige Deckungsfähigkeit des Kapitels 1101 Titel 684 03 – Flüchtlingsintegrati-
onsmaßnahmen – zu Gunsten des Kapitels 1101 Titel 636 13 – Verwaltungs-
kosten für die Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende – (jeweils 
Haushaltsvermerke Nummer 2 bei diesen Titeln) bezieht. Diese Möglichkeit 
der einseitigen Deckungsfähigkeit ist auf die Höhe der Einsparungen bei Kapi-
tel 1101 Titel 684 03 begrenzt.

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/18200 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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8. In welchem Umfang wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2015 bis 2019 Mehrausgaben bei Titel 636 13 (Verwaltungskosten-
budget) bei Titel 684 03 (Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen) geleistet 
(bitte nach Bund, Regionaldirektionen sowie Bundesländern getrennt aus-
weisen)?

Die einseitige Deckungsfähigkeit des Kapitels 1101 Titel 684 03 zu Gunsten 
des Kapitels 1101 Titel 636 13 wurde bisher nicht genutzt.

9. In welcher Höhe und in welchem prozentualen Anteil wurden nach Kennt-
nis der Bundesregierung in den Jahren 2015 bis 2019 Haushaltsmittel des 
Titels 684 03 (Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen) eingeplant, verausgabt 
bzw. nicht verausgabt (bitte nach Bund, Regionaldirektionen sowie Bun-
desländern getrennt ausweisen)?

Das Bundesprogramm „Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen“ wurde im Jahr 
2016 im Rahmen einer außerplanmäßigen Ausgabe eingerichtet. Soll-Ansätze 
und Ist-Ausgaben bei Kapitel 1101 Titel 684 03 sind in der nachstehenden Ta-
belle dargestellt.

Jahr Soll-Ansatz bei Kapitel 1101 
Titel 684 03 „Flüchtlingsinte-
grationsmaßnahmen“ in Mio. 
Euro

Ist-Ausgaben bei Kapitel 1101 
Titel 684 03 „Flüchtlingsinte-
grationsmaßnahmen“ in Mio. 
Euro

2016 75,0* 0,3
2017 300,0 18,7
2018 60,0 8,2
2019 59,3 4,5

* außerplanmäßige Ausgabe.

Zu den erfragten Differenzierungen wird auf die Anlage zu Frage 9* verwiesen. 
Eine Differenzierung nach Regionaldirektionen liegt nicht vor.

10. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 
2019 die jahresdurchschnittliche Anzahl der

a) Arbeitslosen,

b) Arbeitsuchenden

(bitte nach Bund, Regionaldirektionen sowie Bundesländern getrennt 
ausweisen und zusätzlich jeweils die absolute sowie relative Verän-
derung des Jahres 2009 auf 2019 – bzw. letzte verfügbare Zahlen – 
angeben)?

Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit zum jahresdurchschnittli-
chen Bestand an Arbeitsuchenden sowie an Arbeitslosen nach den erfragten 
Differenzierungen können den Anlagen zu Frage 10* entnommen werden.

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/18200 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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11. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 
2019 der jahresdurchschnittliche Mitarbeiterbestand des Bundesministe-
riums für Arbeit und Soziales (bitte in Vollzeitäquivalenten angeben und 
jeweils die absolute sowie relative Veränderung des Jahres 2009 auf 
2019 – bzw. letzte verfügbare Zahlen – angeben)?

Mitarbeiterbestand des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales in Vollzei-
täquivalenten, Stichtag jeweils 31. Dezember

2015 1058,75
2016 1079,75
2017 1110,25
2018 1141,00
2019 1183,75
Absolute Veränderung + 125
Relative Veränderung + 11,8 Prozent

Ältere Datensätze liegen aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht mehr vor. 
Jahresdurchschnittszahlen können nicht ermittelt werden, daher wurden die Da-
tensätze stichtagsbezogen ausgewertet.

12. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 
2019 der jahresdurchschnittliche Mitarbeiterbestand der Bundesagentur 
für Arbeit (bitte in Vollzeitäquivalenten angeben und jeweils die absolute 
sowie relative Veränderung des Jahres 2009 auf 2019 – bzw. letzte ver-
fügbare Zahlen – angeben)?

13. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 
2019 der jahresdurchschnittliche Mitarbeiterbestand in den einzelnen Re-
gionaldirektionen (bitte in Vollzeitäquivalenten angeben und jeweils die 
absolute sowie relative Veränderung des Jahres 2009 auf 2019 – bzw. 
letzte verfügbare Zahlen – angeben)?

14. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 
2019 der jahresdurchschnittliche Mitarbeiterbestand der Agenturen für 
Arbeit pro Bundesland (bitte in Vollzeitäquivalenten angeben und jeweils 
die absolute sowie relative Veränderung des Jahres 2009 auf 2019 – bzw. 
letzte verfügbare Zahlen – angeben)?

15. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 
2019 der jahresdurchschnittliche Mitarbeiterbestand der Jobcenter pro 
Bundesland (bitte in Vollzeitäquivalenten angeben und jeweils die abso-
lute sowie relative Veränderung des Jahres 2009 auf 2019 – bzw. letzte 
verfügbare Zahlen – angeben)?

Die Fragen 12 bis 15 werden gemeinsam beantwortet.
Es wird auf die Anlagen zu den Fragen 12 bis 15* verwiesen. Differenzierte 
Angaben zu den Agenturen für Arbeit sowie zu den gemeinsamen Einrichtun-
gen liegen erst ab dem Jahr 2011 vor. Für die Jahre 2009 und 2010 ist eine Auf-
teilung auf Agenturen für Arbeit bzw. gemeinsame Einrichtungen nicht mög-
lich.
Den gemeinsamen Einrichtungen werden sowohl Personal der Bundesagentur 
für Arbeit als auch kommunales Personal zugewiesen. Dies wird in den Anla-
gen getrennt ausgewiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/18200 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Die zugelassenen kommunalen Träger personalisieren in eigener Verantwor-
tung. Der Bundesregierung liegen hier keine Angaben vor. Die Bundesregie-
rung weist darauf hin, dass sich Veränderungen der Organisationsform von Job-
centern im Personalbestand der Bundesagentur für Arbeit niederschlagen.
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